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Keine Zeit für Abwägungen?
Am 25. November 2018 kommt das Re-
ferendum zu den Sozialdetektiven zur Ab-
stimmung. Der umstrittene Gesetzestext 
wurde eilends verabschiedet, nachdem 
der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte die gesetzliche Grundlage 
für verdeckte Ermittlungen im Bereich So-
zialversicherung als ungenügend ansah. 
Notwendig sind nach dem Vorschlag kon-
krete Anhaltspunkte für einen Missbrauch 
und ein nicht anders auszuräumender 
Verdacht. An dreissig Tagen innerhalb von 
sechs Monaten darf auf Weisung von Mit-
gliedern einer Direktion einer Sozialversi-
cherung ein öffentlicher Raum, und was 
von dort einsehbar ist, beschattet werden.

Sozialversicherungen müssen zur Selbst-
erhaltung vor Missbrauchsversuchen ge-
schützt werden. Die Versicherungen sind 
dem Trittbrettfahren ausgesetzt. Sie müs-
sen und sollen deshalb den Aufwand zur 
Missbrauchsbekämpfung betreiben. Wer 
die Sozialversicherungen schützen will, 
muss auch die Befugnis zur Informations-
beschaffung geben, damit ab einer gewis-
sen ökonomischen Relevanz repetierbare 
Versicherungsbetrugsfälle verhindert wer-
den. Ich habe mich in meiner Dissertation 
«Ökonomische Grenzen staatlicher Leis-
tungen» für eine ökonomische Analyse der 
Missbrauchsproblematik eingesetzt.

Aus juristischer Sicht können eine gesetz
liche Grundlage und ein öffentliches Inter-
esse jedoch nicht vor der Aufgabe entbin-
den, bei der Beschaffung und Bearbeitung 
von schützenswerten Personendaten die 
Verhältnismässigkeit zu beachten. Auch 
weil nach der Gerichtspraxis im Sozialver-
sicherungsrecht eine Rechtswidrigkeit der 

Datenermittlung nicht automatisch zur feh-
lenden Verwertbarkeit führt, ist von hoher 
Brisanz, wer wie wen wofür ausforscht. 
Die entsprechende Interessenabwägung 
hätten jedoch die im eigenen Interesse 
handelnden Sozialversicherungen bzw. 
die von ihnen bezahlten Ermittler, z. B. 
Privatdetektive ausländischer Versiche-
rungskonzerne im Bereich des UVG, vor-
zunehmen. Besser geeignet wäre eine 
unabhängige Behörde oder Instanz.

Die vom Gesetzgeber vorgegebene Linie, 
wonach vom öffentlichen Raum aus beob-
achtet werden darf, kann vor dem Hinter-
grund der technischen Möglichkeiten nicht 
abschliessend relevant sein. Aus Sicht  
der Menschenrechte ist nicht der Ort des 
Beschatters massgebend, sondern, ob die 
Schwere eines Eingriffs gerechtfertigt ist. 
Das Feld für richterliche Betätigung und 
Präzisierung wird deshalb im Einzelfall 
doch eröffnet. Ob der neue gesetzgebe
rische Ansatz besser ist als keine Regel 
bzw. das Strafrecht alleine? Dies wird ab-
zuwarten sein. 	

Dr. iur. Urs Schlegel
Rechtsanwalt und  
öffentlicher Notar
Buchs SG
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Verhaltenspflichten nach  
einem Verkehrsunfall – 
Wie verhält man sich korrekt?
Verkehrsunfälle ereignen sich naturgemäss unverhofft und stellen für die Betroffenen regel­
mässig eine Ausnahmesituation dar. Um die mit einem Unfall im Strassenverkehr einher­
gehenden Unannehmlichkeiten möglichst gering zu halten, gilt es im Ernstfall die gesetzlich 
vorgesehenen Verhaltensregeln und -pflichten zu beachten. 

A. Grundsätzliches
Die Verhaltenspflichten von 
Verkehrsteilnehmern bei Unfäl-
len sind primär im Strassenver-
kehrsgesetz (Art. 51 SVG) und 
der Verkehrsregelnverordnung 
(Art. 54 ff. VRV) normiert und 
umfassen die Verkehrssiche-
rung, die Hilfeleistung und die 
Beweissicherung. Es wird zwi-
schen allgemeinen Pflichten 
und besonderen Pflichten bei 
Personen- und Sachschäden 
unterschieden. 

B. Allgemeine Verhal-
tenspflichten

Zu den allgemeinen Verhal-
tenspflichten bei Verkehrs-
unfällen gehören das unver-
zügliche Anhalten und die 
Sicherung der Unfallstelle (Art. 
51 Abs. 1 SVG). Sie greifen 
grundsätzlich bei jedem Un-
fall, unabhängig davon, ob 
es sich um einen Selbstunfall 
oder einen Unfall mit Drittschä-
digung handelt. Die Beteiligten 
müssen sofort anhalten, mithin 
direkt auf der Unfallstelle oder 
sobald es ihnen ohne Schaf-
fung einer zusätzlichen Gefahr 
für den Verkehr möglich ist. 

Die Fahrt darf erst fortgesetzt 
werden, wenn feststeht, dass 
weder Sachen noch Personen 
zu Schaden gekommen sind 
und die Verkehrssicherheit 
nicht beeinträchtigt ist1. Zur 
Sicherung der Unfallstelle ge-
hören vorwiegend Verkehrssi-
cherungsmassnahmen wie das 
vorschriftsgemässe Anbringen 
des Pannensignals, das Einstel-
len der Warnblinklichter oder 
die Verkehrsregelung durch 
Handzeichen (Art. 66 i.V.m. 67 

1 ��vgl. Art. 31 Ziff. 1 lit. a-d des Wiener 
Übereinkommens über den Stras-
senverkehr vom 8. November 1968 
(ÜkSV).
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Abs. 2 SSV; 23 VRV). Lässt sich 
eine Gefahr für die Verkehrssi-
cherheit nicht umgehend be-
seitigen (z. B. bei Fahrzeug-
pannen oder herabgefallener 
Ladung), muss sofort die Poli-
zei benachrichtigt werden (Art. 
54 Abs. 2 VRV).2 

C. Besondere Ver-
haltenspflichten bei 
Personenschäden

Wurden durch das Unfallereig-
nis Personen verletzt, sind alle 
am Unfall Beteiligten zur Hilfe-
leistung gegenüber den Ver-
letzten, zur Benachrichtigung 
der Polizei und zur Mitwirkung 
bei der Sachverhaltsfeststel-
lung verpflichtet (Art. 51 Abs. 
2 SVG, 55 Abs. 1 und 2 VRV). 

1. Pflicht zur Hilfeleistung
Für die Hilfeleistungspflicht 
kommt es nicht auf die Schwe-
re der Verletzung an; sie kommt 
bereits bei kleinen Schürfungen 
und Prellungen zum Tragen.3 
Zur Hilfeleistung sind auch am 
Unfall unbeteiligte Dritte ver-
pflichtet (Art. 51 Abs. 2 i.V.m. 
55 Abs. 3 SVG). Entsprechend 
ihren Fähigkeiten haben Un-
fallbeteiligte und unbeteiligte 
Dritte die ihnen zumutbaren 
(lebensrettenden) Sofortmass-

nahmen zu treffen. 
Dazu gehören ins-
besondere die Ber-
gung von Verletzten 
aus dem Gefahren-
bereich, das Leisten 
von Erster Hilfe und 
die Benachrichtigung 
der Sanität. Die Hilfe-

leistungspflichtigen haben ihre 
Hilfe auch bei weniger schwe-
ren Verletzungen anzubieten 
und sie sind erst dann von ih-
ren Pflichten befreit, wenn ein 
Verletzter die Hilfe überlegt, 
ernsthaft und endgültig ab-
lehnt. Zur Hilfeleistungspflicht 
gehört auch der Transport von 
Unfallopfern in ein Spital oder 
zu einem Arzt (vgl. Art. 55 Abs. 
3 VRV).4 

2. Pflicht zur Benachrichti­
gung der Polizei
Bei Personenschäden sind 
die Beteiligten zwingend ver-

pflichtet, zur Feststellung des 
Unfallhergangs sofort die Po-
lizei zu benachrichtigen (Art. 
51 Abs. 2 Satz 2 SVG und 55 
Abs. 1 VRV). Von einem Bei-
zug der Polizei kann nur dann 
abgesehen werden, wenn sich 
die Verletzungen auf kleine 
Schürfungen oder Prellungen 
beschränken und die geschä-
digte Person nicht auf eine 
Benachrichtigung der Polizei 
besteht (Art. 55 Abs. 2 Satz 
1; 56 Abs. 1bis und 2 VRV). 
In diesem Fall hat die schädi-
gende Person der verletzten 
Person Namen und Adresse 
anzugeben und sich nach-
träglich bei der Polizei zu mel-
den, sollten die Verletzungen 
des Opfers doch über kleine 
Schürfungen oder Prellungen 
hinausgehen (Art. 55 Abs. 2 
Satz 1; 56 Abs. 4 VRV). Ein 
Beizug der Polizei kann auch 
dann unterbleiben, wenn aus-
schliesslich die fahrzeugfüh-
rende Person, ihre Angehö-
rigen oder Familiengenossen 
geringfügig verletzt wurden 
und keine Drittpersonen am 
Unfall beteiligt sind (Art. 55 
Abs. 2 Satz 2 VRV).5 

3. Verbot der Veränderung 
der Unfallstelle
Soweit ein Beizug der Polizei 
erfolgt, gilt das Verbot der Ver-
änderung der Unfallstelle und 
die Markierungspflicht. Die 
Lage an der Unfallstelle darf 
bis zum Eintreffen der Polizei 
nicht verändert werden. Sind 
Veränderungen zum Schutz 
von verletzten Personen oder 
zur Sicherung des Verkehrs 
notwendig, soll die ursprüngli-
che Lage vorher auf der Stras-
se aufgezeichnet werden (Art. 
56 Abs. 1 VRV).

4. Pflicht zum Verbleib auf 
der Unfallstelle und zur 
Mitwirkung bei der Sach­
verhaltsfeststellung
Bei meldepflichtigen Verkehrs-
unfällen mit Personenschä-
den sind die Unfallbeteiligten 
überdies verpflichtet, bei der 
Feststellung des Tatbestandes 
durch die Polizei mitzuwirken. 
Ohne Zustimmung der Polizei 
dürfen sie die Unfallstelle nur 
verlassen, soweit sie selbst 

Hilfe benötigen, oder um Hilfe 
oder die Polizei herbeizurufen 
(Art. 51 Abs. 2 SVG). Am Unfall 
nicht beteiligte, hilfeleistungs-
pflichtige Dritte sind nicht zum 
Verbleib auf der Unfallstelle 
und zur Mitwirkung bei der 
Sachverhaltsfeststellung ver-
pflichtet.6 
Auch die unfallverursachende 
Person, die in einem späteren 
Strafverfahren als Beschul-
digte infrage kommt, ist zum 
Verbleib auf der Unfallstelle 
verpflichtet.7 Allerdings dürfen 
die einer möglichen strafrecht-
lichen Verfolgung ausgesetz-
ten Unfallverursacher aufgrund 
des Verbotes des Selbstbelas-
tungszwanges nicht zur Aus-
sage gezwungen werden. Sie 
können von der Polizei lediglich 
aufgefordert werden, Angaben 
zum Unfallhergang zu machen, 
dürfen im Falle der Aussage-
verweigerung aber nicht be-
straft werden. Auf Verlangen 
haben sie ihre Personalien an-
zugeben und Ausweispapiere 
vorzulegen (vgl. Art. 215 Abs. 
2 lit. a und b StPO). 

D. Besondere Ver
haltenspflichten bei 
Sachschäden

Bei einem Unfall mit blossem 
Sachschaden ist die schädi
gende Person verpflichtet, 
sofort die geschädigte Person 
zu benachrichtigen und ihr Na-
men und Adresse anzugeben. 
Wenn dies nicht möglich ist, 
hat sie unverzüglich die Po-
lizei zu verständigen (Art. 51 
Abs. 3 SVG). Die Melde- und 
Benachrichtigungspflicht ob-
liegt ausschliesslich der schä-
digenden Person und besteht 
unabhängig von der Höhe des 

Für die Hilfeleistungs-
pflicht kommt es nicht  
auf die Schwere der  
Verletzung an.

² �vgl. BGE 126 IV 53 E. 2a zum Sinn 
und Zweck der Meldepflicht gemäss 
Art. 54 Abs. 2 VRV.  

³ �BGE 122 IV 356 E. 3b; 95 IV 150 
E. 1.

4 �BSK SVG-UNSELD, Basel 2014,  
Art. 51 N 61 ff.

5 �BSK SVG-UNSELD, a.a.O.,  
Art. 51 N 67 f.

6 �BSK SVG-UNSELD, a.a.O.,  
Art. 51 N 72 f.

7 �BGE 131 IV 36 E. 3.2 ff.; 124 IV 175 
E. 4a. 
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Schadens. Sie entfällt lediglich 
dann, wenn ein Sachschaden 
zweifelsfrei ausgeschlossen 
werden kann.8 

1. Pflicht zur Benachrich­
tigung der geschädigten 
Person
Die schädigende Person hat 
die geschädigte Person bei 
Unfällen ohne deren (direkte) 
Beteiligung sofort zuverlässig 
und vollständig über den Un-
fall sowie Art und Umfang des 
entstandenen Schadens in 
Kenntnis zu setzen und ihr Na-
men und Adresse mitzuteilen.9 

Sie hat sicherzustellen, dass 
die geschädigte Person vom 
Inhalt der Nachricht Kenntnis 
erhält. Die Hinterlegung einer 
Visitenkarte oder das Anbrin-
gen einer Notiz unter Angabe 
von Namen, Adresse und Te-
lefonnummer am beschädigten 
Fahrzeug oder dem Briefkas-
ten der geschädigten Person 
genügen nicht.10 

2. Pflicht zur Benachrichti­
gung der Polizei 
Die schädigende Person muss 
die Polizei verständigen, wenn 
keine Möglichkeit besteht, die 
geschädigte Person sofort 
über den Unfall in Kenntnis zu 
setzen (Art. 51 Abs. 3 SVG). 
Die Verständigung der Polizei 
hat wie die Benachrichtigung 
der geschädigten Person un-
verzüglich, zuverlässig, voll-
ständig und grundsätzlich per-
sönlich zu erfolgen.11 
Die Benachrichtigung der Poli-
zei zur Feststellung des Sach-
verhaltes bei reinen Sachschä-
den ist nicht zwingend, wenn 
die geschädigte Person beim 
Unfall anwesend war. Die ge-
schädigte Person kann aber 
selbst dann auf den Beizug 
der Polizei bestehen, wenn die 
schädigende Person ihre allei-
nige Schuld anerkannt hat (Art. 
56 Abs. 2 VRV).12 Auch andere 
Beteiligte, die als Haftpflichtige 
infrage kommen, können eine 
Tatbestandsaufnahme durch 
die Polizei beantragen (Art. 56 
Abs. 1bis VRV). 

3. Pflicht zum Verbleib auf 
der Unfallstelle und zur 
Mitwirkung bei der Sachver­
haltsfeststellung, Verbot der 
Veränderung der Unfallstelle 
Zieht eine beteiligte Person bei 
Unfällen mit Sachschäden die 
Polizei hinzu, sind sowohl die 
geschädigte Person als auch 
alle übrigen am Unfall beteilig-
ten Personen so lange zur Mit-
wirkung bei der Sachverhalts-
feststellung verpflichtet, bis sie 
von der Polizei entlassen wer-
den (Art. 56 Abs. 2 VRV). Ein 
Verbot der Veränderung der 
Unfallstelle besteht auch bei 
blossen Sachschäden, wenn 
die geschädigte Person auf 
die Nichtveränderung und den 
Beizug der Polizei besteht.13 

4. Pflichten bei Unfällen mit 
Tieren
Die fahrzeugführende Person, 
die ein Tier anfährt und dieses 
verletzt, muss sofort anhalten 
und falls erforderlich für die 
Sicherung des Verkehrs sor-
gen (Art. 51 Abs. 1 SVG).14 
Bei Heim- oder Nutztieren 
(Hunde, Katzen, Kühe, Scha-
fe etc.) muss sie zudem sofort 
den Eigentümer des verletz-
ten Tieres oder, wenn dieser 
nicht bekannt ist, die Polizei 
kontaktieren (Meldepflicht; 
Art. 51 Abs. 3 SVG). Bei wild-
lebenden Tieren, die rechtlich 
als herrenlose Sachen gelten 
und an denen kein Eigentum 
besteht (vgl. Art. 664 Abs. 3 
ZGB), bietet die Polizei nach 
ihrer Verständigung i.d.R. den 
Wildhüter oder Jagdaufseher 
des betroffenen Jagdreviers 
auf (vgl. Art. 62bis JG SG zur 
Gebührenpflicht). Bei kleinen 
Wildtieren wie Vögel oder Am-
phibien, die durch die Kollision 
sofort tot sind, besteht keine 
Pflicht zur Benachrichtigung 
der Polizei.15 Eine gesetzliche 
Hilfeleistungspflicht gegen-
über dem verletzten Tier exis-
tiert nicht. Bei Wildtieren wird 
davon abgeraten, sich dem 
verletzten Tier anzunähern 
oder es zu berühren.16 Unter-
lässt es die fahrzeugführende 
Person allerdings, sofort die 
Polizei über den Unfall sowie 
die Verletzungen des Tieres 
in Kenntnis zu setzen und er-

leidet das Tier dadurch einen 
qualvollen Tod, macht sie sich 
der Tierquälerei nach Art. 26 
TSchG strafbar. 

E. Folgen bei Verletzung 
der Verhaltenspflichten

1. Strafrechtliche Konse­
quenzen
Wer bei einem Verkehrsunfall 
die ihm obliegenden Verhal-
tenspflichten ver-
letzt, wird mit Bus-
se bestraft (Art. 92 
Abs. 1 SVG). Die 
Fahrerflucht bei Ver-
kehrsunfällen, bei 
denen ein Mensch 
verletzt oder getö-
tet wird, wird mit 
Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder 
Geldstrafe bestraft 
(Art. 92 Abs. 2 SVG). 

Bei einem Unfall mit blos-
sem Sachschaden ist die 
schädigende Person ver-
pflichtet, sofort die geschä-
digte Person zu benach-
richtigen und ihr Namen 
und Adresse anzugeben. 

lic. iur. Armin Eugster
Rechtsanwalt und  
öffentlicher Notar
St.Gallen

  8 �BGE 126 IV 53 E. 2a-c; 91 IV 22 
E. 1.  

  9 BGE 91 IV 22 E. 1 und 2. 
10 �BGE 91 IV 22 E. 2; BGer 

6B_479/2007 vom 15. Februar 2008 
E. 5.2. 

11 �BSK SVG-UNSELD, a.a.O., Art. 51 
N 83.

12 �BGE 131 IV 36 E. 3.4.1.
13 �BGE 105 IV 60 E. 2b und 3; BGer 

6B_821/2014 vom 2. April 2015  
E. 3.2.3.

14 �BGer 6B_677/2011 vom 5. Dezember 
2011 E. 4.

15 �BSK SVG-UNSELD, a.a.O., Art. 51 
N 90.

16 �vgl. Merkblatt «Verkehrsunfälle mit 
Tieren» des Schweizer Tierschutzes 
(STS), S. 4.
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2. Administrativmassnahmen 
Als administrative Konsequen-
zen bei der Verletzung von Ver-
haltenspflichten bei Verkehrsun-
fällen drohen eine Verwarnung 
oder ein Entzug des Führeraus-
weises (Art. 16 ff. SVG). 

3. Zivilrechtliche Konse­
quenzen
In zivilrechtlicher Hinsicht steht 
eine ausservertragliche Haf-
tung nach Art. 41 OR für die 
unterlassene oder nicht sach-
gemässe Hilfeleistung im Vor-
dergrund. 

F. Fazit

Im Ernstfall gilt es für die ver-
kehrsteilnehmenden Perso-
nen bei Verkehrsunfällen trotz 
des Ausnahmezustandes den 
Überblick zu bewahren und die 
gesetzlich vorgeschriebenen 
Verhaltenspflichten einzuhal-
ten, um weiterreichende Kon-
sequenzen und ein straf- oder 
zivilrechtliches Nachspiel mög-
lichst zu vermeiden. Neben 
den allgemeingültigen grund-
sätzlichen Verhaltenspflichten 
hängt das Ausmass weiterer 
besonderer Verhaltenspflichten 
in erster Linie davon ab, ob es 
durch den Verkehrsunfall zu 
Personenschäden oder blos-
sen Sachschäden gekommen 
ist. Gibt es verletzte Personen, 
ist die Polizei grundsätzlich 
zwingend beizuziehen. Liegt 
hingegen nur Sachschaden 
vor, muss sie nur involviert 
werden, wenn die geschädig-
te Person nicht sofort benach-

richtigt werden kann oder eine 
am Unfall beteiligte Person auf 
den Beizug besteht. Entgegen 
einer anderen landläufig ver-
breiteten Ansicht, sind auch 
am Unfall unbeteiligte Drittper-
sonen gegenüber verletzten 
Personen zur Hilfeleistung ver-
pflichtet. Unabhängig von der 
Tragweite des Verkehrsunfalls 
und dem Beizug der Polizei 
empfiehlt es sich in jedem Fall, 
sowohl Unfallhergang als auch 
Schadensbild sauber zu doku-
mentieren und das Unfallproto-
koll vollständig auszufüllen und 
zu unterschreiben, um späte-
ren – insbesondere auch ver-
sicherungstechnischen – Dif-
ferenzen und Unstimmigkeiten 
von vornherein aus dem Weg 
zu gehen.�
�

Was Ihre Anwältin oder Ihr Anwalt 
alles für Sie beurkunden kann…

St.Galler Anwält innen und
Anwälte sind, sofern sie im
Register der Notare einge-
tragen sind, ermächtigt, als
Urkunds person öffentliche
Beurkun dun gen und Beglau-

bi gungen sowohl im natio-
nalen als auch internationa-
len Ver hältnis vorzunehmen.
Was von Ihrer An wältin
oder Ihrem Anwalt alles be-
urkundet und beglaubigt 

werden kann und was für
Vorteile damit für Sie ver-
bunden sind, erfahren Sie
von der Geschäftsstelle des
St.Galler Anwaltsverbandes.

St.Galler Anwaltsverband 
SGAV

St.Galler Anwaltsverband SGAV

Postfach 1829 Telefon  071 227 10 20
9001 St.Gallen Telefax  071 227 10 21
www.sgav.ch info@sgav.ch

Die Benachrichtigung der 
Polizei zur Feststellung 
des Sachverhaltes bei 
reinen Sachschäden ist 
nicht zwingend, wenn die 
geschädigte Person beim 
Unfall anwesend war.
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Wie ist das Verfahren vor der Schlichtungsstelle  
für Arbeitsverhältnisse ausgestaltet?
 
Für die meisten Leute nimmt die Arbeit eine bedeutende Stellung im Lebensalltag ein. Nicht 
nur wird viel Zeit in die Arbeit investiert, sondern es werden auch soziale Kontakte gepflegt 
und die lebensnotwendigen finanziellen Mittel erwirtschaftet. Nebst den positiven Aspekten 
des Arbeitsalltages birgt dieser jedoch auch viel Konfliktpotenzial. So unterschiedlich die 
Konfliktursachen sind, so einheitlich stellt sich die Frage, wie bei der Wahrung der Rechte 
vorzugehen ist. Nachstehend wird das Verfahren vor der Schlichtungsstelle für Arbeitsver­
hältnisse dargestellt.

Schlichtung von Streitig- 
keiten am Arbeitsplatz

Was ist ein Schlich-
tungsverfahren?

Die Schweizerische Zivilprozess-
ordnung (ZPO) sieht für arbeits-
rechtliche Streitigkeiten einige 
Sonderregeln vor, die in erster 
Linie den Sozialschutz bezwe-
cken. Sie sollen vor allem die 
Durchsetzung der Ansprüche 
des Arbeitnehmers gegen den 
zumeist wirtschaftlich stärkeren 
Arbeitgeber erleichtern. Das 

Schlichtungsverfahren dient die-
sem Ziel, indem es als eher infor-
melles und einfaches Verfahren 
einem gerichtlichen Hauptver-
fahren vorgelagert wird. Es soll 
nach Möglichkeit eine Aussöh-
nung der Parteien respektive die 
Wiederherstellung des Rechts-
friedens erreicht werden. Zudem 
entlastet es die Parteien bezüg-
lich ihres Zeit- sowie Geldeinsat-
zes und schont die Ressourcen 
des Gerichtes. Grundsätzlich 

stellt das Schlichtungsverfahren 
in arbeitsrechtlichen Streitig-
keiten eine Voraussetzung dar, 
um überhaupt ein gerichtliches 
Hauptverfahren einleiten zu kön-
nen und ist damit weitgehend 
obligatorisch. Nur bei einem 
Streitwert von mindestens CHF 
100’000 können die Parteien 
gemeinsam auf das Schlich-
tungsverfahren verzichten.
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Einreichung des Schlichtungs-
gesuchs darauf zu achten ist, in 
welchem Gerichtskreis der ent-
sprechende Wohnsitz respektive 
Arbeitsort des Arbeitnehmers 
oder Sitz des Arbeitgebers liegt.

Wie kann ein Schlich-
tungsverfahren einge
leitet werden?

Das Schlichtungsverfahren wird 
durch die Stellung eines schrift-
lichen oder mündlichen Schlich-
tungsgesuchs bei der örtlich zu-
ständigen Schlichtungsstelle für 
Arbeitsverhältnisse eingeleitet. 
Dabei hat das Schlichtungsge-
such keine detaillierte Begrün-
dung zu enthalten, sofern nach-
vollzogen werden kann, was 
gewollt ist. Folgende Mindestan-
gaben sind jedoch zu machen, 
wobei eine kurze Darstellung des 
Sachverhaltes ebenfalls sinnvoll 
ist:
– �Benennung der Gegenpartei,
– �Stellen eines Rechtsbegehrens 

(wer verlangt von wem was),
– �Benennung des Streitgegen-

standes (worum geht es im Ge
such).

Es sind mindestens zwei Exem-
plare des Schlichtungsgesuchs 
bei der Schlichtungsstelle für Ar-
beitsverhältnisse einzureichen; 
eines für die Schlichtungsbe-
hörde und eines für die Ge-
genpartei. Die Einreichung des 
Schlichtungsgesuchs bewirkt 
die Rechtshängigkeit des Falles, 
das heisst es werden unter an-
derem die örtliche Zuständigkeit 
fixiert, die Klagefrist gewahrt und 

Jeder Kanton entscheidet 
für sich selbst, wie die 
Schlichtungsbehörde  
zusammengesetzt wird.

RECHT & PRIVAT

Wie setzt sich die 
Schlichtungsbehörde 
zusammen und wie  
bestimmt sich ihre  
Zuständigkeit?

Das Schlichtungsverfahren wird 
durch amtlich ernannte oder 
gewählte Personen geführt, die 
nicht notwendigerweise eine 
juristische Ausbildung haben 
müssen. Jeder Kanton ent-
scheidet für sich selbst, wie die 
Schlichtungsbehörde zusam-
mengesetzt wird bzw. ob eine 
spezielle Schlichtungsstelle für 
Arbeitsverhältnisse eingerichtet 
wird. Auch bestehen je nach 
Kanton unterschiedliche Be-
zeichnungen (Schlichter, Ver-
mittler, Friedensrichter usw.). 
Im Kanton St.Gallen wurden 
spezielle Schlichtungsstellen für 
Arbeitsverhältnisse eingerichtet, 

die nur Streitigkeiten 
aus Arbeitsverhält-
nissen behandeln 
und sich dabei nebst 
dem Präsidenten und 
seinen Stellvertretern 
sowohl aus Arbeit-
geber- als auch Ar-
beitnehmervertretern 

zusammensetzen.
Welche Schlichtungsstelle für 
Arbeitsverhältnisse geogra-
fisch zuständig ist, wird durch 
die ZPO geregelt. Bei inner-
schweizerischen Verhältnissen 

hat der Arbeitneh-
mer als klägerische 
Partei grundsätzlich 
die Möglichkeit, das 
Schlichtungsgesuch 
am Sitz des Arbeitge-
bers oder an seinem 
Arbeitsort einzurei-
chen. Ist demgegen-
über der Arbeitgeber 
die klägerische Partei, 
ist die Schlichtungs-

stelle für Arbeitsverhältnisse am 
Wohnsitz des Arbeitnehmers 
oder am Arbeitsort des Arbeit-
nehmers zuständig.
Der Kanton St.Gallen ist in die 
Gerichtskreise: St.Gallen, Ror-
schach, Rheintal, Werdenberg 
Sarganserland, Toggenburg, 
See-Gaster und Wil eingeteilt. 
Diese enthalten je eine eigene 
Schlichtungsstelle für Arbeits-
verhältnisse, weshalb bei der 

die Verjährung unterbrochen. 
Eine Fortführungslast besteht 
demgegenüber, anders als im 
gerichtlichen Hauptverfahren 
nicht, weshalb der Gesuchsteller 
frei ist, das Gesuch zurückzuzie-
hen ohne einen Rechtsverlust zu 
erleiden.
Die beklagte Partei kann bei Be-
darf an der Verhandlung ein Wi-
derklagebegehren stellen.

Wie läuft das Schlich-
tungsverfahren ab?

Nach Erhalt des Schlichtungs-
gesuchs stellt die Schlichtungs-
stelle für Arbeitsverhältnisse 
das Gesuch der Gegenpartei 
zu und lädt die Parteien in der 
Regel zugleich zur Vermittlung 
bzw. Schlichtungsverhandlung 
vor. Nur ausnahmsweise findet 
vor der Schlichtungsverhand-
lung noch ein Schriftenwech-
sel statt. Das Verfahren vor der 
Schlichtungsstelle für Arbeits-
verhältnisse ist mündlich und 
innert zweier Monate nach Ein-
gang des Schlichtungsgesuchs 
durchzuführen. Die Öffentlichkeit 
ist von der Verhandlung ausge-
schlossen, die Parteien müssen 
demgegenüber persönlich zur 
Schlichtungsverhandlung er-
scheinen, wobei die Begleitung 
durch einen Rechtsbeistand 
oder eine Vertrauensperson 
möglich ist. Nicht persönlich 
erscheinen müssen die Partei-
en mit ausserkantonalem oder 
ausländischem Wohnsitz, bei 
Verhinderung infolge Krankheit, 
Alter oder anderen wichtigen 

Schlichtungsgesuch

Ausnahmsweise: Schriftenwechsel in den 
Fällen von Art. 200 ZPO, soweit Urteils

vorschlag oder Entscheid infrage kommt.

Schlichtungsverhandlung 
ohne Protokoll

Vergleich / Anerkennung /
Rückzug Entscheid

UrteilsvorschlagKlagebewilligung

In der Regel nimmt sie  
zum Zweck der Aussöh-
nung eine erste rechtliche  
Einschätzung der Lage  
vor und verdeutlicht den 
Parteien ihre Positionen.
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Gründen. Die Vertretung des 
Arbeitgebers kann eine ange-
stellte Person, die zu Abschluss 
eines Vergleichs ermächtigt ist, 
übernehmen. Bleibt die klagen-
de Partei der Schlichtungsver-
handlung unentschuldigt fern, 
gilt das Schlichtungsgesuch als 
zurückgezogen und das Ver-
fahren wird als gegenstandslos 
abgeschrieben. Demgegenüber 
verfährt die Schlichtungsstelle 
für Arbeitsverhältnisse bei un-
entschuldigtem Fernbleiben der 
beklagten Partei wie wenn keine 
Einigung zustande gekommen 
wäre. Die Schlichtungsstelle für 
Arbeitsverhältnisse kann folglich 
eine Klagebewilligung ausstellen, 
einen Urteilsvorschlag machen 
oder in gewissen Fällen einen 
Entscheid treffen. Bleiben hinge-
gen beide Parteien der Schlich-
tungsverhandlung unentschul-
digt fern, wird das Verfahren als 
gegenstandslos abgeschrieben.
In der Verhandlung wählt die 
Schlichtungsstelle für Arbeits-
verhältnisse eine geeignete Me-
thode zur erfolgreichen Schlich-
tung. In der Regel nimmt sie zum 
Zweck der Aussöhnung eine 
erste rechtliche Einschätzung 
der Lage vor und verdeutlicht 
den Parteien ihre Positionen. 
Die zulässigen Beweismittel 
sind im Schlichtungsverfahren 
eingeschränkt, wobei die Be-
weiserhebung eher informell ist 
und insbesondere der Klärung 
des Sachverhaltes dient. Grund-
sätzlich ist nur die Beweisfüh-
rung mittels Urkunden und 
Augenschein zulässig. Weitere  
Beweismittel werden nur abge-
nommen, wenn dadurch das 
Verfahren nicht wesentlich ver-
zögert wird.
Wichtig ist, dass die Ausführun-
gen der Parteien während der 
Schlichtungsverhandlung als 
vertraulich gelten und in einem 
späteren gerichtlichen Haupt-
verfahren grundsätzlich nicht 
verwendet werden können. Es 
wird kein Protokoll erstellt. Dies 

ermöglicht es, die Streitsache of-
fen und umfassend darzustellen.
Erledigt wird das Schlichtungs-
verfahren durch Anerkennung, 
Klagerückzug, Vergleich, Kla-
gebewilligung, Urteilsvorschlag 
oder Entscheid der Schlich-
tungsstelle für Arbeitsverhält-
nisse:
– �Anerkennung: Dabei er-

klärt die beklagte Partei das 
Rechtsbegehren der klägeri-
schen Partei zu akzeptieren 
und es tritt die Wirkung eines 
rechtskräftigen Entscheids ein.

– �Klagerückzug: Die klagende 
Partei zieht die Klage zurück. 
Sofern dies ohne Vorbehalt ge-
schieht, tritt die Wirkung eines 
rechtskräftigen Entscheids ein.

– �Vergleich: Dies ist eine Verein-
barung der Parteien, mit der die 
Klage erledigt wird. Nachdem 
die Schlichtungsstelle für Ar-
beitsverhältnisse den Vergleich 
genehmigt hat, erhält dieser 
die Wirkung eines rechtskräf-
tigen Entscheids.

– �Klagebewilligung: Die Klage-
bewilligung wird der klagenden 
Partei zugestellt und berech-
tigt diese, innert drei Monaten 
nach der Eröffnung Klage beim 
Gericht einzureichen.

– �Urteilsvorschlag: Die Schlich-
tungsstelle für Arbeitsverhält-
nisse kann in vermögens-
rechtlichen Streitigkeiten bis 
zu einem Streitwert von CHF 
5’000 einen Urteilsvorschlag 
unterbreiten. Wird der Urteils-
vorschlag innert 20 Tagen seit 
der Eröffnung von einer Partei 
abgelehnt, stellt die Schlich-
tungsstelle für Arbeitsverhält-
nisse der klagenden Partei 
eine Klagebewilligung zu. Re-
agiert keine der Parteien innert 
dieser Frist, gilt der Vorschlag 
als angenommen und wird 
zu einem rechtskräftigen Ent-
scheid.

– �Entscheid: Bei vermögens-
rechtlichen Streitigkeiten bis 
zu einem Streitwert von CHF 
2’000 kann die Schlichtungs-

stelle für Arbeitsverhältnisse 
definitiv entscheiden, wenn die 
klagende Partei einen entspre-
chenden Antrag stellt. 

Was kostet ein Schlich-
tungsverfahren?

Das Schlichtungsverfahren vor 
der Schlichtungsstelle für Ar-
beitsverhältnisse ist bis zu einem 
Streitwert von CHF 30’000 kos-
tenlos. Parteientschädigungen 
werden ebenfalls keine zuge-
sprochen. �

MLE Kathrin Moser
Rechtsanwältin und  
öffentliche Notarin
Gossau SG

Wichtig ist, dass die Aus-
führungen der Parteien 
während der Schlichtungs-
verhandlung als vertrau-
lich gelten.
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Stolpersteine im Mietrecht
Das CH-Mietrecht räumt Mietern und Vermietern gegenseitig – nebst Pflichten – vielfältige 
Rechte ein. Die Durchsetzung der Rechte ist aber meist an bestimmte gesetzlich umschrie­
bene Vorgehensweisen gebunden; werden diese nicht eingehalten, kann der Mieter oder 
Vermieter sein «Recht» – obwohl es an sich bestehen würde – nicht durchsetzen und scheitert 
im Rechtsverfahren an seinen eigenen Versäumnissen. Einige dieser «Stolpersteine» werden 
nachgehend behandelt.

Stolperstein 1: 
Nebenabreden bei  
Mietvertragsabschluss

Beim Abschluss des schrift-
lichen Mietvertrages – meist 
mit einem Formular – werden 
nicht selten noch mündliche 
Nebenabreden getroffen, aber 
nicht schriftlich festgehalten 
(z.B. dass der Vermieter noch 
neue Geräte anbringt oder die 
Mieträume noch malen wird). 
Mündliche Abreden sind zwar 
rechtsgültig, doch muss der-
jenige, der aus einer mündli-
chen Abrede Rechte ableitet, 
dies beweisen. Im Streitfall 
steht dann meistens Aussage 
gegen Aussage, sodass derje-
nige, welcher Rechte aus der 
mündlichen Abrede ableitet, 
dies nicht rechtsgenüglich be-
weisen kann. Es ist deshalb 
dringend zu empfehlen, alle 
Nebenabreden zum Mietver-
trag schriftlich festzuhalten 
und durch beide Vertragspar-
teien zu unterzeichnen.

Stolperstein 2: Mängel 
der Mietsache während 
des Mietverhältnisses

Treten während der Mietdauer 
Mängel auf, welche der Mieter 
nicht selber beheben muss, 
so ist der Mieter verpflichtet, 
diese Mängel dem Vermieter 
umgehend zu melden, an-
sonsten der Mieter für allfällig 
aus dem (nicht gemeldeten) 
Mangel entstehende Schäden 
schadenersatzpflichtig wird. 
Die Meldung sollte zudem zur 
späteren Beweisbarkeit unbe-
dingt schriftlich erfolgen.
Die umgehende (schriftliche) 
Meldung liegt zudem auch im 
weiteren Interesse des Mieters. 
Solange der Vermieter nämlich 
keinerlei Kenntnis vom Mangel 
hat, ist er einerseits nicht zur 
Mängelbehebung verpflichtet, 
andererseits besteht für den 
Mieter ein Rechtsanspruch auf 
eine Mietzinsreduktion (sofern 
der Mangel die Tauglichkeit 
des Mietgebrauches beein-

trächtigt) und auf allfälligen 
Schadenersatz erst ab dem 
Zeitpunkt der Meldung an den 
Vermieter. Zudem hat der Mie-
ter das Recht, dem Vermieter 
eine angemessene Frist zur 
Mängelbehebung anzusetzen, 
mit der Androhung, dass er bei 
Fristnichteinhaltung die weite-
ren Mietzinse bis zur Mängel-
behebung bei der Gemeinde 
am Ort des Mietobjektes hin-
terlegen werde. Eine Mietzins-
hinterlegung ohne Mängel-
meldung, Fristansetzung und 
Androhung der Hinterlegung 
ist ungültig und gilt nicht als 
Bezahlung des Mietzinses. 
Hinterlegt der Mieter den Miet-
zins, muss er zudem innert 30 
Tagen seit der Mietzinshinterle-
gung die Mietschlichtungsstelle 
anrufen, ansonsten sein Hinter- 
legungsrecht verwirkt ist. Für 
den Fristbeginn ist die Fällig-
keit des Mietzinses (meist ist 
dies der 1. des Monats) und 
nicht das effektive Datum der 
Mietzinshinterlegung massge-
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bend; wird der Mietzins z.B. 
erst am 3. des Monats hinter-
legt, läuft die 30-tägige Frist 
trotzdem ab dem 1. des Mo-
nats.

Stolperstein 3: Verzug 
des Mieters mit der 
Mietzinszahlung

Das Gesetz gibt dem Vermieter 
das Recht, bei Zahlungsverzug 
des Mieters den Mietvertrag 
ausserordentlich zu kündigen 
(mit einer Kündigungsfrist von 
1 Monat auf das Monatsende 
hin), d. h. ohne Einhaltung der 
vertraglichen oder gesetzlichen 
Kündigungsfrist. Der Vermieter 
hat aber zuvor ein bestimmtes 
Prozedere einzuhalten, an-
sonsten seine spätere ausser-
ordentliche Kündigung nichtig 
ist. Eine nichtige ausserordent-
liche Kündigung kann dann 
auch nicht in eine ordentliche 
Kündigung «umgedeutet» wer-
den.
Der Vermieter muss dem Mie-
ter zunächst schriftlich (es 
empfiehlt sich «per Einschrei-
ben») mitteilen, mit welchen 
betragsmässigen Mietzins- 
oder Nebenkostenzahlungen 
(ausstehende Mietkautionen 
oder Schadenersatz dagegen 
können nicht Gegenstand ei-
ner solchen ausserordentlichen 
Kündigung sein) er im Rück-
stand ist, unter gleichzeitiger 
Ansetzung einer Zahlungsfrist 

von 30 Tagen und 
ausdrücklicher An-
drohung der ausser-
ordentlichen Kündi
gung für den Fall der 
Nichtzahlung. Woh-
nen Eheleute oder 
eingetragene Partner 
im Mietobjekt (soge-
nannte Familienwoh-

nung), so muss dieses Mahn-
schreiben an beide Eheleute/
eingetragenen Partner in zwei 
separaten Schreiben erfolgen. 
Sofern die Zahlung nicht innert 
der angesetzten Frist (wobei 
zufolge der Abholfrist für ein-
geschriebene Sendungen 37 
Tage abzuwarten sind) erfolgt, 
darf der Vermieter sodann mit 
der ausserordentlichen Kün-
digung nicht mehr als ca. 3 

Wochen zuwarten, da eine 
spätere ausserordentliche 
Kündigung als Verzicht des 
Vermieters auf das Recht der 
ausserordentlichen Kündigung 
ausgelegt werden könnte. Die 
ausserordentliche Kündigung 
hat auf dem amtlichen Kündi-
gungsformular zu erfolgen und 
muss bei Familienwohnungen 
wiederum je separat an beide 
Eheleute/eingetragenen Part-
ner zugestellt werden.
Die Praxis zeigt, dass etliche 
Vermieter eine dieser Voraus-
setzungen jeweils nicht korrekt 
erfüllen, mit der Folge, dass – 
obwohl Zahlungsverzug vor-
liegt – die ausserordentliche 
Kündigung nichtig ist.

Stolperstein 4: Neben-
kostenabrechnung

Der Mietvertrag muss die zu-
lasten des Mieters gehenden 
Nebenkosten genau umschrei-
ben, sei es im Mietvertrag 
selbst oder in einem integrie-
renden Bestandteil bildenden 
separaten Anhang. Nebenkos-
tenpositionen, welche nicht in 
dieser Art detailliert bestimmt 
sind, dürfen dem Mieter nicht 
belastet werden.
Die Nebenkostenabrechnung 
muss Folgendes enthalten:
– �Die Detaillierung der einzel-

nen Nebenkostenpositionen 
mit den diesbezüglichen Teil-
beträgen.

– �Das Total der Nebenkosten.
– �Den Verteilschlüssel der Ne-

benkosten unter alle Miet-
parteien.

– �Den vom Mieter gesamthaft 
für die Abrechnungsperiode 
geschuldeten Betrag unter 
Anrechnung der Akontozah-
lungen und den sich daraus 
ergebenden Saldo (Nach- 
oder Rückzahlung).

In der Praxis unterlässt es der 
Vermieter oftmals, dem Mieter 
den Verteilschlüssel der Neben-
kosten betreffend alle Mietpar-
teien zuzustellen. Diesfalls wird 
die Nebenkostenabrechnung 
nicht fällig, denn dem Mieter 
ist es damit verunmöglicht, die 
Plausibilität der Nebenkosten-
verteilung zu überprüfen.
Hinsichtlich der Belege zur Ne-

benkostenabrechnung (z. B. 
Rechnungen für Heizöl/Was-
ser usw.) hat der Mieter jedoch 
lediglich ein Einsichtsrecht am 
Ort des Vermieters oder des-
sen Verwaltung; er darf dort 
auf eigene Kosten Kopien an-
fertigen/anfertigen lassen.
Solange der Vermieter keine 
solcherart korrekte Nebenkos-
tenabrechnung vorlegt (oder 
das Einsichtsrecht in die Belege 
nicht gewährt), kann der Mieter 
eine allfällige Nachzahlung ver-
weigern; er kann sich zudem 
mit dem Begehren, dass der 
Vermieter unter Androhung von 
Straffolge verpflichtet wird, die 
Nebenkostenabrechnung kor-
rekt zu erstellen oder ihm das 
Einsichtsrecht in die Belege zu 
gewähren, an die Mietschlich-
tungsbehörde wenden.

Stolperstein 5: Zu
stellung bzw. Empfang 
der Mietkündigung

Betreffend die Einhaltung der 
Mietkündigungsfrist (Kündi-
gungstermin in der Regel per 
Ende des Monats) herrscht 
vielfach Verwirrung. Die einen 
erachten die Kündigungsfrist 
als eingehalten, wenn die Kün-
digung am letzten Tag vor Be-
ginn der Kündigungsfrist der 
Post übergeben wurde; an-
dere sind der Ansicht, es sei 
das Datum der tatsächlichen 
Empfangnahme der Kündigung 
massgebend bzw. – bei Nicht-
abholung einer eingeschriebe-
nen Sendung – der 7. Tag der 
Abholfrist. Beide Ansichten sind 
falsch. Gemäss der vom Bun-
desgericht praktizierten abso-
luten Empfangstheorie gilt die 
Mietkündigung als zugestellt, 
sobald sie beim Empfänger 
eingetroffen ist. Als eingetroffen 
gilt die Kündigung, wenn sie in 
den Machtbereich der emp-
fangenden Person (oder deren 
Vertretung) übergegangen ist 
(persönliche Übergabe, Einwurf 
in den Briefkasten, Ablage im 
Postfach). Bei eingeschrieben 
gesandter Kündigung (was der 
Regelfall ist) legt der Postbo-
te – sofern die Sendung dem 
Empfänger nicht direkt gegen 
Quittierung übergeben werden 

Das Gesetz gibt dem Ver-
mieter das Recht, bei Zah-
lungsverzug des Mieters 
den Mietvertrag ausseror-
dentlich zu kündigen 
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kann – einen Abholzettel in 
den Briefkasten/ins Postfach; 
darauf ist vermerkt, von wann 
bis wann der Brief bei der 
Post abgeholt werden kann (7 
Tage Abholfrist). Meist ist auf 
dem Abholzettel der Folgetag 
als erster Abholtag genannt, 
sodass dieser Folgetag als 
rechtsgültiger Zustelltag gilt, 
unabhängig davon, wann und 
ob der Empfänger den Brief 
überhaupt abholt.
Demgegenüber gilt für die 
meisten anderen mietrechtlich 
relevanten Zustellungen (z.B. 
betreffend Mietzinserhöhung, 
Mahnung und Kündigungsan-
drohung bei Zahlungsverzug) 
die relative Empfangstheorie, 
wonach eine eingeschriebene 
Sendung, welche nicht direkt 
zugestellt werden kann, am 
Tag der effektiven Abholung 
bzw. bei Nichtabholung am 7. 
Tag der Abholfrist als rechts-
gültig zugestellt gilt.

Stolperstein 6: Erstellung 
des Rückgabeprotokolls

Es entspricht der Usanz (ist 
aber gesetzlich nicht zwingend 
vorgeschrieben), dass am Tag 
der Rückgabe des Mietob-
jektes durch den Vermieter 
ein Rückgabeprotokoll erstellt 
wird; dieses dient primär dazu, 
den Zustand der Mietsache 
im Zeitpunkt der Rückgabe 
festzustellen. Meist wird die-
ses Protokoll dann durch den 
Vermieter und den ausziehen-
den Mieter unterzeichnet. Dies 
hat aber für den Mieter seine 
Tücken. Die – meist verwen-
deten – vorgedruckten Rück-
gabeprotokollformulare ent-
halten nämlich jeweils auch für 
jede Einzelposition die Rubrik 
«Überabnutzung». Da meist 
der Vermieter oder dessen Ver-
treter das Formular ausfüllt und 
«Herr der Abnahme» ist, hat 
der Mieter keine Handhabe, ei-
nen ihm unberechtigt erschei-
nenden Überabnutzungs- oder 
Schadensvermerk im Formular 
zu verhindern. Unterzeichnet 
er dann – trotz allfällig münd-
lichen Protests – das Formular 
trotzdem, gilt die Überabnut-
zung/der Schaden im späte-

ren Rechtsverfahren als fak-
tisch anerkannt. Dem Mieter ist 
deshalb in einem solchen Fall 
dringend zu empfehlen, vom 
Vermieter zu verlangen, im 
Formular schriftlich zu vermer-
ken, mit welchen Überabnut-
zungs-/Schadenspositionen 
der Mieter nicht einverstanden 
ist. Kommt der Vermieter dem 
nicht nach, soll der Mieter die 
Unterzeichnung des Rückga-
beprotokolls verweigern.

Stolperstein 7: Recht-
zeitige Mängelrüge des 
Vermieters für Über-
abnutzung/Schäden 
bei der Rückgabe des 
Mietobjektes

Will der Vermieter bei der Rück
gabe festgestellte bzw. fest-
stellbare Überabnutzungen/
Schäden später gegenüber 
dem Mieter mit Erfolg geltend 
machen, so muss er diese dem 
Mieter «sofort» melden; sofort 
heisst innert 2–3 Arbeitsta-
gen seit der Rückgabe des 
Mietobjektes. Die Mängelrüge 
muss detailliert alle bemängel-
ten Positionen enthalten; eine 
Bezifferung der Schadens-
höhe ist aber in diesem Zeit-
punkt noch nicht notwendig 
(und in der Regel auch noch 
nicht möglich). Verpasst der 
Vermieter diese (sehr kurze) 
Frist, sind alle seine Mängel-
rechte für bei der Rückgabe 
festgestellte oder feststell-
bare Mängel unwiderruflich 
verwirkt. Nicht berufsmässige 
Vermieter stolpern nicht selten 
über diese rigorose Mängel
rügefrist.
Das Rückgabeprotokoll selber 
genügt als Mängelrüge nur, 
wenn es (kumulativ)
– �durch den Mieter mitunter-

zeichnet ist
– �die Mängel detailliert aus 

dem Rückgabeprotokoll er-
sichtlich sind

– �das Rückgabeprotokoll dem 
anwesenden Mieter an Ort 
und Stelle übergeben wurde.

In allen anderen Fällen muss 
der Vermieter dem Mieter in-
nert 2–3 Arbeitstagen alle 
Mängel detailliert schriftlich (zu 
Beweiszwecken vorzugsweise 

per Einschreiben) mitteilen; die 
Zusendung lediglich des Rück-
gabeprotokolls genügt hierbei 
nur, wenn darin alle Mängel 
detailliert und nachvollziehbar 
aufgeführt sind. Unterlässt 
der Vermieter dies, sind seine 
Mängelrechte definitiv verwirkt.
Lediglich hinsichtlich von Män-
geln, welche auch 
bei sorgfältiger Prü-
fung und Abnahme 
des Mietobjektes 
nicht erkennbar wa-
ren, hat der Vermie-
ter das Recht, die-
se gegenüber dem 
Mieter später noch 
zu rügen, jedoch muss er auch 
hier die Frist von 2–3 Arbeits-
tagen seit tatsächlicher Fest-
stellung des «geheimen» Man-
gels einhalten. Da dem Mieter 
diesbezüglich dann aber die 
Einrede zusteht, es sei dieser 
«geheime» Mangel erst nach 
Mietende entstanden (wofür er 
natürlich nicht haften würde), 
empfiehlt es sich für den Ver-
mieter, bei der Abnahme des 
Mietobjektes eine sehr sorg-
fältige Prüfung vorzunehmen.      
�

lic. iur. Thomas Hubatka, 	
Rechtsanwalt und öffentlicher 
Notar, Altstätten
Präsident der Schlichtungs
stelle für Miet- und Pacht
verhältnisse Rheintal

Der Mietvertrag muss  
die zulasten des Mieters 
gehenden Nebenkosten 
genau umschreiben
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Was bedeutet Datenschutz 
für Unternehmen
Datenschutz ist seit vielen Jah-
ren in aller Munde. Doch was 
Datenschutz genau für kleine 
und mittelständische Unter-
nehmen bedeutet ist oft unklar. 
Dies insbesondere seit am 25. 
Mai 2018 in der Europäischen 
Union die Datenschutz-Grund-
verordnung (EU-DSGVO), die 
sich auch auf Unternehmen in 
der Schweiz auswirken kann, 
in Kraft getreten ist. Es gibt 
allerdings einige Grundregeln, 
die für den Datenschutz gel-
ten. Auf deren Einhaltung soll-
ten Datenbearbeiter besonders 
achten.

Datenschutzgrundsätze

Jedes moderne Datenschutz-
gesetz basiert auf sogenann-
ten Datenschutzgrundsätzen, 
welche das Kernstück des 
Datenschutzes sowohl in der 
Schweiz als auch in der EU 

darstellen. Anders als in der EU 
und den meisten EU-Staaten 
ist das Bundesgesetz über den 
Datenschutz (DSG; SR 135.1) 
in der Schweiz für natürliche 
und juristische Personen an-
wendbar. Dies bedeutet einer-
seits, dass bei der Bearbeitung 
von Personendaten auch dieje-
nigen Daten von Unternehmen 
geschützt werden müssen. 
Andererseits können sich Un-
ternehmen und insbesondere 
KMU auf Datenschutzrechte 
berufen. 
Neben dem DSG kann in der 
Schweiz auch die EU-DSGVO 
anwendbar sein, da diese auf 
die Verarbeitung von Daten von 
Personen, die sich in der Union 
befinden, bezieht, unabhängig 
davon, wo diese bearbeitet 
werden. Wenn ein Schweizer 
Unternehmen in der EU Waren 
oder Dienstleistungen anbietet 
oder das Verhalten von Perso-

nen in der EU (soweit dieses 
Verhalten in der Union erfolgt) 
beobachtet, ist die EU-DSGVO 
anwendbar. 
Das DSG wie auch die EU-DS-
GVO fasst den Begriff der Per-
sonendaten sehr weit. So wer-
den alle Daten, die sich auf eine 
bestimmte oder bestimmbare 
Person beziehen als Personen-
daten qualifiziert. Dies bedeutet, 
dass jedes Dokument, in wel-
chem eine bestimmte oder be-
stimmbare Person vorkommt, 
als Personendatum qualifiziert 
wird. So ist beispielsweise ein 
Internetbenutzer aufgrund sei-
ner IP-Adresse und dem Zeit-
stempel unter gewissen Um-
ständen bestimmbar, weshalb 
grundsätzlich die IP-Adresse 
und alle mit ihr verbundenen 
Informationen (z.B. der Log-
file-Eintrag mit den einzelnen 
Seitenaufrufen, welche für die 
Benutzerstatistik verwendet 
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werden), als Personendaten 
zu qualifizieren sind.
Das DSG und die EU-DSGVO 
unterscheidet zwischen ge-
wöhnlichen Personendaten 
und besonders schützens-
werten bzw. besonderen Ka-
tegorien von Personendaten. 
Für Letztere gelten strengere 
Datenschutzbestimmungen. 
Hierunter fallen gemäss DSG 
Personendaten über religiöse, 
weltanschauliche, politische 
oder gewerkschaftliche An-
sichten oder Tätigkeiten, über 
die Gesundheit, Intimsphäre 
oder Rassenzugehörigkeit, 
über Massnahmen der sozi-
alen Hilfe sowie über admi-
nistrative oder strafrechtliche 
Verfolgungen und Sanktionen. 

Gemäss EU-DSGVO 
fallen Personenda-
ten aus denen rassi-
sche und ethnische 
Herkunft, politische 
Meinungen, religiöse 
oder weltanschauli-
che Überzeugungen 
oder die Gewerk-
schaftszugehörigkeit 
hervorgehen sowie 

genetische Daten, biometri-
sche Daten zur eindeutigen 
Identifizierung einer Person, 
Gesundheitsdaten sowie Da-
ten zum Sexualleben oder der 
sexuellen Orientierung einer 
Person darunter.  Daneben 
gelten gemäss DSG auch für 
Persönlichkeitsprofile und ge-
mäss EU-DSGVO für das so-
genannte «Profiling» besonde-
re Datenschutzbestimmungen. 
Hierunter fällt die automatisier-
te Bearbeitung von Personen-
daten, um bestimmte persönli-
che Aspekte zu bewerten. Dies 
können die Arbeitsleistung, die 
wirtschaftliche Lage, die Ge-
sundheit, persönliche Vorlie-
ben, Interessen etc. sein.
Für sämtliche Datenbearbei-
tungen gilt, dass diese nicht 

gegen gültiges Recht und ins-
besondere nicht gegen Daten-
schutzrecht verstossen dürfen. 
Zudem muss jede Datenbear-
beitung nach Treu und Glauben 
erfolgen und muss verhältnis-
mässig sein. Hieraus lässt sich 
das Prinzip der Datensparsam-
keit ableiten, wonach immer 
nur diejenigen Personendaten 
bearbeitet werden dürfen, die 
auch tatsächlich notwendig 
sind. Daten, die nicht mehr 
benötigt werden, sind daher 
zu löschen. 
Eng damit verbunden ist der 
Datenschutzgrundsatz der 
Zweckmässigkeit der Daten
bearbeitung. So dürfen Perso
nendaten nur zu dem Zweck 
bearbeitet werden, der bei 
der Beschaffung angegeben 
wurde, aus den Umständen 
ersichtlich oder gesetzlich vor-
gesehen ist. Damit soll eine 
Umnutzung von erhobenen 
Personendaten für andere 
Zwecke ohne Wissen der be-
troffenen Personen verhindert 
werden. In eine ähnliche Rich-
tung geht das Erkennbarkeits-
prinzip, wonach die Beschaf-
fung von Personendaten und 
insbesondere der Zweck ihrer 
Bearbeitung erkennbar sein 
muss. 
Grundsätzlich gilt zudem, dass 
eine Datenbearbeitung immer 
nur dann rechtmässig ist, 
wenn auf der einen Seite die 
Datenschutzgrundsätze einge-
halten werden und die betrof-
fene Person in die Datenbear-
beitung eingewilligt hat oder 
eine besondere Rechtfertigung 
vorliegt, um die Daten gegen 
den ausdrücklichen Willen der 
Person zu bearbeiten. 
Hinsichtlich der Einwilligung 
in die Datenbearbeitung von 
gewöhnlichen Personendaten 
genügt es nach DSG, wenn 
die Einwilligung nach ange-
messener Information freiwillig 

erfolgt. Hierbei bestehen keine 
Formvorschriften und auch 
eine stillschweigende Einwilli-
gung kann nach DSG ausrei-
chen. Hierbei genügt es, wenn 
beispielsweise über die Daten-
bearbeitung in angemessener 
Weise informiert wird und die 
betroffene Person den Kon-
takt nicht abbricht. Sie willigt 
in einem solchen Fall durch ihr  
Verhalten ein, was gemäss 
DSG ausreicht. Die EU-DS-
GVO geht hier möglicherweise 
einen Schritt weiter. Der Da-
tenbearbeiter muss nämlich 
nachweisen können, dass die 
betroffene Person in die Ver-
arbeitung ihrer personenbezo-
genen Daten eingewilligt hat. 
Dies kann bei einer stillschwei-
genden Einwilligung schwierig 
sein. Viele Betreiber von Web-
seiten sind aufgrund der EU-
DSGVO daher dazu überge-
gangen, beim Erstaufruf einer 
Webseite eine Datenschutz
erklärung anzuzeigen, welche 
der Nutzer zuerst aktiv ankli-
cken muss, um auf die Seite 
zu gelangen. Zur Bearbeitung 
von besonders schützenswer-
ten bzw. von besonderen Ka-
tegorien von Personendaten 
ist eine ausdrückliche Einwilli-
gung nötig. 
Weiter muss sich der Daten-
bearbeiter über die Richtigkeit 
der durch ihn bearbeiteten 
Personendaten vergewissern 
und angemessene Mass-
nahmen treffen, um Daten zu 
berichtigen oder zu vernich-
ten, die im Hinblick auf den 
Zweck ihrer Beschaffung oder 
Bearbeitung unrichtig oder 
unvollständig sind. Der Da-
tenbearbeiter muss zudem die 
Datensicherheit gewährleisten, 
sodass die Personendaten 
gegen unbefugtes Bearbeiten 
geschützt werden. In diesem 
Rahmen empfiehlt es sich bei-
spielsweise für Betreiber von 

Der Datenbearbeiter muss 
sich über die Richtigkeit 
der durch ihn bearbeiteten 
Personendaten vergewis-
sern und angemessene 
Massnahmen treffen.

Datenschutzgrundsätze im Überblick
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Online-Webseiten mit einem 
Login, das Passwort der Be-
nutzer immer nur verschlüsselt 
zu speichern. 
Auch für die Übermittlung von 
Personendaten ins Ausland 
gelten erhöhte Anforderun-
gen, insbesondere, wenn die 
Übermittlung an einen Staat 
geht, der kein angemessenes 
Datenschutzniveau gewähr-
leistet. Der Eidgenössische 
Datenschutz- und Öffentlich-
keitsbeauftragte (EDÖB) ver-
öffentlicht auf seiner Webseite 
eine Liste mit Staaten, die ein 
angemessenes Schutzniveau 
garantieren.1 

Des einen Recht  
des anderen Pflicht

Das Datenschutzrecht basiert 
auf dem verfassungsmässi-
gen Recht der informationellen 
Selbstbestimmung. Um dieses 
wahrnehmen zu können, sehen 
das DSG und die EU-DSGVO 
ein umfassendes Auskunfts-
recht für betroffene Personen 
vor. Demnach kann jede Per-
son vom Inhaber einer Daten-
sammlung Auskunft darüber 
verlangen, ob Daten über sie 
bearbeitet werden. Ausserdem 
kann die betroffene Person 
eine Kopie sämtlicher in der 
Datensammlung über sie vor-
handenen Daten einschliesslich 
der verfügbaren Angaben über 
die Herkunft der Daten, den 
Zweck, die Rechtsgrundlage 
des Bearbeitens, die Kategori-
en der bearbeiteten Personen-
daten sowie Angaben über die 
an der Sammlung beteiligten 
und der Datenempfänger ver-
langen. Das Auskunftsrecht ist 
zudem kostenlos. Wie bereits 
eingangs erwähnt, können 
sich nicht nur natürliche, son-
dern auch juristische Personen 
auf das DSG und damit auf 
das Auskunftsrecht berufen. 
Dies gibt insbesondere KMU 
ein wirksames Instrument an 
die Hand, um festzustellen, 
welche Daten andere Unter-
nehmen über einen bearbei-
ten. Der EDÖB stellt auf seiner 
Webseite entsprechende Mus-
terschreiben zur Verfügung, um 
sein Auskunftsrecht geltend 

machen zu können.
Das Auskunftsrecht bedeutet, 
dass sich Personendaten be-
arbeitende Unternehmen intern 
so organisieren müssen, dass 
sie jederzeit ohne unangemes-
sene Verzögerung einem sol-
chen Auskunftsersuchen nach-
kommen können. Daher sollten 
sich Unternehmen beim Design 
ihrer IT-Infrastruktur bereits 
frühzeitig Gedanken machen, 
wie einem möglichen Aus-
kunftsersuchenden möglichst 
effizient und kostengünstig 
Auskunft erteilt werden kann. 
Neben dem Auskunftsrecht hat 
eine betroffene Person auch 
das Recht, falsche Daten be-
richtigen zu lassen, dem Da-
tenbearbeiter die Datenbe-
arbeitung zu untersagen, die 
Daten löschen zu lassen oder 
ihn dazu anzuweisen, eine Lö-
schung zu unterlassen sowie 
die Übermittlung an Dritte zu 
verbieten. Gemäss EU-DSGVO 
haben die betroffenen Perso-
nen zudem das Recht, dass sie 
nicht einer ausschliesslich auf 
einer automatisierten Verar-
beitung beruhenden Entschei-
dung unterworfen werden. 
Dies bedeutet beispielsweise, 
dass die betroffene Person das 
Recht hat, dass der Entscheid 
über den Abschluss eines Ver-
trages (z.B. ein Kreditvertrag) 
nicht alleine durch ein Compu-
terprogramm getroffen wird.
Für die Bearbeitung von be-
sonders schützenswerten 
Personendaten oder Persön-
lichkeitsprofilen sowie die re-
gelmässige Bekanntgabe von 
Personendaten an Dritte be-
steht gemäss DSG die Pflicht, 
die Datensammlung, welche 
diese Kategorien von Daten 
enthält, dem EDÖB zu melden. 
Über die Datensammlungen 
führt der EDÖB ein Register.2  
Gemäss EU-DSGVO haben 
Unternehmen, welche diese 
Art von Daten bearbeiten, die 
Pflicht, einen Datenschutzbe-
auftragten, der die interne Per-
sonendatenbearbeitung über-
wacht, zu benennen.

Schlussbemerkungen

Datenschutz ist ein umfassen-
des Thema, welches von Un-

ternehmen und insbesondere 
von KMU nicht vernachlässigt 
werden sollte. Dies gilt insbe-
sondere seit der Einführung 
der EU-DSGVO, die für die 
meisten Unternehmen Wirkung 
in der Schweiz entfaltet. 
Das DSG gibt heute Unterneh-
men wirksame Instrumente an 
die Hand, um sich gegen un-
zulässige Datenbearbeitungen 
zur Wehr zu setzen. Mit der ge-
planten Revision des DSG sol-
len diese Rechte für juristische 
Personen allerdings 
abgeschafft werden. 
Meiner Meinung 
nach geht dies ins-
besondere zulasten 
von KMUs, da sie 
sich dann nicht mehr 
auf die Auskunfts-, 
Berichtigungs- und 
Löschungsmöglich-
keiten gemäss DSG berufen 
können. Es wäre daher scha-
de, wenn der Gesetzgeber in 
der Schweiz diese Möglichkei-
ten abschafft, während KMUs 
in anderen EU-Ländern sich 
gerade für die Schaffung sol-
cher Möglichkeiten einsetzen.
�

1 �https://www.edoeb.admin.ch/dam/
edoeb/de/dokumente/2017/04/staa-
tenliste.pdf.download.pdf/staaten- 
liste.pdf

2 https://www.datareg.admin.ch/

Dr. oec. et lic. iur.
Marc Frédéric Schäfer
Rechtsanwalt und  
öffentlicher Notar
Flawil

Neben dem Auskunfts-
recht hat eine betroffene 
Person auch das Recht, 
falsche Daten berichtigen 
zu lassen.



Fern von allem, fern vom Alltag. Durchatmen in an- 
genehmer Atmosphäre. Das ist die optimale Situation, für 
erfolgreiche Seminare, Workshops und Weiterbildungen. 
Und der ideale Ort dazu ist Schloss Wartegg. Aus- 
gezeichnet als Top-Tagungslokalität mit dem SwissLoca-
tionAward. 
Sie finden sowohl den persönlichen Rahmen für kleine 
Gruppen in den Seminarräumen, als auch die grosse Büh-
ne für  Tagungen im Vortrags- und Konzer tsaal. 
Die helle Raumgestaltung, naturbelassene Materialien 
und die Sicht auf Park und Bodensee, all dies leistet einen 
Beitrag zu einer inspirierenden Atmosphäre.

Auch in den Pausen oder nach Seminarschluss berei-
chern wir Ihren Anlass. Vielleicht ist es ein geführ ter Spa-
ziergang durch die Naturgeheimnisse des Schlossparks, 
eine GPS-Schatzsuche oder ein besonderer kulinarischer  
Höhepunkt, mit dem unser Küchenchef Ihre Kollegen 
überrascht. Im öffentlichen 13-Punkte Gault Millau- 
Restaurant geniessen Sie eine exquisite, saisonale Slow-
food-Küche mit vielen frischen Produkten aus dem  
eigenen biologischen Garten. 

Rufen Sie an für Ihren erfolgreichen Anlass in einer aus-
gezeichneten Tagungslocation: 071 858 62 62.
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AUSGEZEICHNET!
TOP-TAGUNGSLOKALDER SCHWEIZBY EVENTLOKALE.CH

CH-9404 Rorschacherberg I Tel . +41 71 858 62 62 I war tegg.ch
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Markenrecht
Marken werden bereits seit römischer Zeit verwendet, als die Hersteller von Keramikwaren, 
Dachziegeln und Backsteinen ihre Produkte mit einem Stempel versahen, damit sie von den 
Produkten anderer Hersteller unterschieden werden konnten.
Heute gelten Marken als eines der wertvollsten und wichtigsten Güter für ein Unternehmen 
– man denke nur an Coca-Cola oder McDonald’s. Der Markeninhaber hat das ausschliess­
liche Recht, die Marke zur Kennzeichnung der Waren und Dienstleistungen, für die sie be­
ansprucht wird, zu gebrauchen und darüber zu verfügen sowie Nachahmer und Usurpatoren 
abzuwehren.
Wer eine Marke registrieren lassen will, sollte sich vorab überlegen, ob er die finanziellen 
Folgen einer Markenregistrierung tragen kann. Neben den Registrierungskosten fallen gele­
gentlich auch Anwalts- und Gerichtskosten an, z.B. wenn Widerspruch gegen die Registrie­
rung erhoben wird oder ein Angriff auf die Marke erfolgt.

Markenarten

Neben den Individualmarken 
(z.B. Coca-Cola, Migros, Hon-
da, Volkswagen) gibt es Garan-
tiemarken (z.B. das SEV-Zei-
chen, das Bügeleisenzeichen 
bei Textilien, das Marienkäfer-
zeichen von IP-Suisse, «Vache-
rin»), welche, die Einhaltung 
einer bestimmten Qualität, ei-
ner bestimmten geografischen 
Herkunft oder gewisser Regeln 
bei der Produktion (koscher, 
halaal, nachhaltig, biologisch, 
tierfreundlich) gewährleisten. 
Die Nutzungsberechtigung 
wird in einem vom Institut für 
geistiges Eigentum (IGE) ge-

nehmigten Reglement festge-
halten. Der reglementswidrige 
Gebrauch der Marke gilt als 
Markenrechtsverletzung. Die 
Garantiemarke darf vom Mar-
keninhaber nicht selbst ge-
braucht werden.
Weiter gibt es Kollektivmarken 
(z. B. das Logo der Kantonal-
banken, das Armbrustzeichen 
oder das PET-Zeichen), welche 
Waren und Dienstleistungen 
einer Vereinigung von Fabri- 
kations-, Handels- und Dienst-
leistungsunternehmen von sol
chen anderer Unternehmen 
unterscheiden.
Schliesslich gibt es geografi-
sche Marken, welche Waren ei-

ner bestimmten geografischen 
Region (z. B. Früchte, Käse, 
Wein) bezeichnen. Im Moment 
gibt es in der Schweiz nur drei 
solche Marken, nämlich Em-
mentaler, Gruyère und Gruyère 
d’Alpage.

Registrierung

Voraussetzung für die Ertei-
lung eines Markenrechts ist 
die Registrierung. Diese kann 
national beim IGE1, unionsweit 

1 �Registrierung CHF 550.00 (inkl. 3 
Klassen und 10 Jahren Schutz), jede 
zusätzliche Klasse CHF 100.00, 
Verlängerung um weitere 10 Jahre 
CHF 700.00.
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«Abkommen von Nizza zur 
internationalen Klassifikation» 
in Klassen eingeteilt sind. Die 
Registrierungsstelle prüft, ob 
die formalen Erfordernisse er-
füllt sind und keine absoluten 
Ausschlussgründe vorliegen. 
Die Publikation einer Marke er-
folgt online, für Schweizer Mar-
ken auf www.swissreg.ch und 
für Unionsmarken auf https:// 
euipo.europa.eu/eSearch. Die 
Schutzdauer einer Marke be-
trägt zehn Jahre und kann be-
liebig oft verlängert werden. 
Innert dreier Monate ab Pub-
likation einer Neueintragung 
können die Inhaber älterer 
Marken beim IGE Widerspruch 
einlegen, wenn Verwechslungs-
gefahr besteht und das Waren- 
und Dienstleistungsverzeichnis 
gleichartig ist. Dabei reicht 
es schon, dass aufgrund der 
Marke Zusammenhänge wirt-
schaftlicher, rechtlicher oder 
organisatorischer Art ange-
nommen werden. Die jüngere 
Marke darf auch nicht den Ein-
druck erwecken, sie gehöre in 
dieselbe Reihe wie eine ältere 
Marke. Schwach sind Marken, 
die sich an Sachbegriffe des 
allgemeinen Sprachgebrauchs 
anlehnen oder ähnliche Zeichen 
anhaltend dulden, weshalb hier 
schon kleine Unterschiede aus-
reichen. Stark hingegen sind 
Marken mit überdurchschnitt-
licher Kennzeichnungskraft, 
Abweichungen vom Gewohn-
ten und Erwarteten oder lan-
ger oder intensiver Benutzung. 
Berühmte Marken (z. B. Coca-
Cola) geniessen einen erweiter-
ten Schutz über alle Produkte-
gruppen hinweg, einschliesslich 
eines Schutzes vor Rufausnut-
zung, Rufbeeinträchtigung und 
Verwässerung. Ist der Wider-
spruch begründet, wird der 
Eintrag widerrufen. Gegen den 
Widerspruchsentscheid kann 
Beschwerde beim Bundesver-
waltungsgericht erhoben wer-
den. Dieses entscheidet end-
gültig. Wird eine Marke nicht 
gebraucht, kann fünf Jahre 
nach Ablauf der Widerspruchs-
frist oder Abschluss des Wider-
spruchsverfahrens Löschungs-
klage erhoben werden.
Der Markenschutz erlischt, 
wenn nach Ablauf einer Schon-
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beim Amt der Europäischen 
Union für Geistiges Eigentum 
(EUIPO)2 oder international 
(gestützt auf ein Schweizer 
Eintragungsgesuch oder einen 
Schweizer Eintrag) beim IGE, 
welches das Gesuch via WIPO 
an die nationalen Büros wei-
terleitet, erfolgen. Wenn die je-
weilige Behörde nicht innert 18 

Monaten den Schutz 
verweigert, gilt die 
Marke im entspre-
chenden Land als 
geschützt. Vor der 
Hinterlegung ge-
brauchte, ähnliche 

oder identische Zeichen von 
Dritten dürfen weiterbenutzt 
werden. Nachfolgend wird nur 
noch die Rechtslage in der 
Schweiz thematisiert.
Nicht eingetragen werden Zei-
chen des Gemeingutes, Orts-
namen, beschreibende Namen 
(ausser bei durchgesetzten 
Marken), durch das Wesen 
der Ware oder technisch be-
dingte Formen, irreführende 
Zeichen, welche falsche Vor-
stellungen über Ware wecken 
sowie rechts- und sittenwidri-
ge Zeichen (Religion, Wappen). 
Eine Ausnahme bilden im Ver-
kehr durchgesetzte Zeichen, 
die aufgrund einer intensiven 
kennzeichenmässigen Benut-
zung nachträglich Unterschei-
dungskraft erlangt haben. 
Dies wird meist mit demos-
kopischen Umfragen belegt. 
Besonders streng ist das IGE 
bei Herkunftsangaben, welche 
als geografische Herkunft von 
Waren und Dienstleistungen 
verstanden werden könnten.
Als rechtsmissbräuchlich3 gel-
ten Eintragungsgesuche von 
Sperr-4 und Defensivmarken5. 
Grundsätzlich können alle gra-
fisch darstellbaren Zeichen, 
also Wörter, Buchstabenkom-
binationen, Zahlenkombina
tionen, bildliche Darstellun-
gen, dreidimensionale Formen, 
Slogans, Kombinationen davon 
und sogar Ton- oder Farbkom-
binationen als Marken eingetra-
gen werden. Auch Internet-Do-
mainnamen können als Marken 
eingetragen werden. Die Re-
gistrierung erfolgt stets für be-
stimmte Waren und Dienstleis-
tungen, welche gemäss dem 

frist von fünf Jahren kein ernst-
hafter, kennzeichenmässi-
ger Gebrauch der Marke im 
Schweizer Wirtschaftsverkehr 
nachweisbar ist, wobei der 
Gebrauch durch Dritte mit Zu-
stimmung des Markeninhabers 
ausreicht.

Zivilrechtlicher Schutz

Bei einer drohenden oder an-
dauernden Markenverletzung 
können der Rechteinhaber so-
wie die Verbände und Konsu-
mentenorganisationen (Art. 56 
MSchG) deren Verbot sowie 
Schadenersatz, Gewinnher-
ausgabe, Genugtuung sowie 
die Beschlagnahme verletzen-
der Waren und Herstellungs-
vorrichtungen verlangen. Auch 
das Bestehen eines Schutz-
rechts bzw. dessen Verletzung 
können gerichtlich festgestellt 
sowie der Verletzer zur Aus-
kunftserteilung verpflichtet wer-
den. Weiter können Marken mit 
einer Nichtigkeitsklage, welche 
(oft widerklageweise) die Lö-
schung des Markenrechts an-
strebt, angegriffen werden. 
In der Regel kann nur der effek-
tive Schaden geltend gemacht 
werden, die Berechnung nach 
Lizenzanalogie ist umstritten. 
Fehlt ein Schaden, kann der 
unrechtmässige Gewinn her-
ausverlangt werden. Die Ver-
letzungsklagen verjähren innert 
eines Jahres ab Kenntnis des 
Schädigers, absolut nach zehn 
Jahren. Die Ansprüche gelten 
nach vier bis acht Jahren Dul-
dung der Markenverletzung als 
verwirkt.

2 �Elektronische Anmeldung EUR 850.– 
(inkl. 1 Klasse und 10 Jahren Schutz), 
zweite Klasse EUR 50.–, jede weitere 
Klasse EUR 150.–, elektronische 
Verlängerung um weitere 10 Jahre 
EUR 850.– (1 Klasse), EUR 50.– für 
die zweite und EUR 150 für jede wei-
tere Klasse. Zuschlag für schriftliche 
Anmeldung und Verlängerung EUR 
150.–.

3 �Vgl. Matthias Bebi, Gebrauchsabsicht 
bei Marken, sic! 2012, S. 610.

4  �Hinterlegung, um die Eintragung 
durch Dritte zu verhindern.

5 �Hinterlegung zur Vergrösserung des 
Schutzumfanges einer tatsächlich 
gebrauchten Marke, zum Verkauf an 
Dritte oder zum Nachteil eines bis
herigen Benutzers.

Voraussetzung für die Er-
teilung eines Markenrechts 
ist die Registrierung
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lic.iur. HSG/betr.oec. FH 
Beat Lenel
Rechtsanwalt und  
öffentlicher Notar 
St. Margrethen

Vorsorgliche Massnahmen zur 
Beweissicherung und zur Si-
cherung des bestehenden 
Zustandes sowie Leistungs-
massnahmen zur vorläufigen 
Vollstreckung von Ansprüchen 
können verlangt werden, wenn 
eine positive Hauptsachenpro-
gnose, ein drohender und nicht 
leicht wiedergutzumachender 
Nachteil sowie zeitliche Dring-
lichkeit und Verhältnismässig-
keit glaubhaft gemacht werden. 
Diese können gegebenenfalls 
auch superprovisorisch erlas-
sen werden. Sie müssen innert 
30 Tagen prosequiert werden. 
Als präventive Antwort auf su-
perprovisorische Massnahmen 
können Schutzschriften hin-
terlegt werden. Vom Gesuch-
steller können Sicherheiten für 
allfällige Schadenersatzansprü-
che gefordert werden, während 
sich der Gesuchsgegner u.U. 
mit einer Sicherheitsleistung 
der vorsorglichen Massnahme 
entziehen kann.
Nicht als Verletzung gilt, wenn 
fragliche Ware mit Zustimmung 
des Markeninhabers in den 
Verkehr gebracht worden ist 
(Erschöpfung). Probleme kön-
nen auftauchen, wenn mit Mar-
ken versehene Waren zwischen 
den Staaten verschoben wer-
den. Die Schweiz anerkennt 
das Prinzip der internationalen 
Erschöpfung, d.h. die Erschöp-
fung tritt auch dann ein, wenn 
die Waren im Ausland in den 
Verkehr gebracht wurden. In 
der EU gilt aber die unionswei-
te Erschöpfung, d.h. die Er-
schöpfung tritt nicht ein, wenn 
die Waren ausserhalb der EU in 
den Verkehr gebracht wurden.

Straf- und zollrechtlicher 
Schutz

Markenverletzungen können 
auch strafrechtlich verfolgt 
werden (Art. 62 ff. MSchG). 
Das Strafmass beträgt Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr, 
bei Gewerbsmässigkeit bis zu 
fünf Jahren, oder Geldstrafe. 
Strafbar sind die Anmassung, 
Nachmachung oder Nach-
ahmung fremder Marken, 
das Inverkehrsetzen von da-
mit versehenen Waren oder 

Dienstleistungen, sowie deren 
Im- und Export, Lagerung, Be-
werbung sowie die Verweige-
rung von Angaben über deren 
Herkunft, Adressat und Menge. 
Unter Strafe gestellt sind auch 
der betrügerische Markenge-
brauch, der reglementswidrige 
Gebrauch einer Garantie- oder 
Kollektivmarke sowie der Ge-
brauch unzutreffender Her-
kunftsangaben.
In Geschäftsbetrieben werden 
die Strafbestimmungen auf die 
verantwortlichen natürlichen 
Personen, den Geschäftsherrn 
und allenfalls auch auf die ju-
ristische Person angewendet. 
Der Richter kann die Einzie-
hung inkriminierender Waren 
anordnen.
Die Zollverwaltung kann Waren 
bei Verdacht auf eine Schutz-
rechtsverletzung zurückbe-
halten und die Markeninhaber 
benachrichtigen. Diese können 
die Zollverwaltung ersuchen, 
deren Ein- und Ausfuhr bis 
zu zehn Werktage aufzuhal-
ten, während sie beim Richter 
vorsorgliche Massnahmen be-
antragen. Müssen die Waren 
wieder freigegeben werden, 
sind die Antragsteller für den 
Schaden verantwortlich. Die 
Markeninhaber können die Ver
nichtung der Ware beantragen, 
werden aber bei unbegründe-
ter Vernichtung schadenersatz-
pflichtig.

Rechtsverkehr

Markenrechte können übertra-
gen, verpfändet, vererbt oder 
belastet werden. Dies gilt so-
gar für beantragte, noch nicht 
eingetragene Marken. Einer-
seits kann ein Markenrecht an 
mehrere Personen übertragen, 
andererseits kann jede Waren-
gattung separat übertragen 
werden. Mehrere Rechteinha-
ber können in der Regel nur 
gemeinsam über das Marken-
recht verfügen. Hat der Ver-
käufer die Schutzfähigkeit des 
Markenrechts garantiert, so 
kann er im Streitfall für Rechts- 
und Sachmängel haftbar ge-
macht werden. Auch die Nutz-
niessung, sowie Vorkaufs-, 
Kaufs- und Rückkaufsrechte 
können bestellt und im Mar-

kenregister eingetragen wer-
den. Bei der Verpfändung er-
hält der Pfandgläubiger jedoch 
kein Nutzungsrecht.
Häufig werden Markenrech-
te auch lizenziert, d.h. der 
Lizenznehmer wird zur Nut-
zung ermächtigt. Diese kann 
in räumlicher, zeitlicher, sachli-
cher und quantitativer Hinsicht 
beschränkt werden. Lizenzge-
ber kann der Rechteinhaber, 
der Nutzniesser oder ein zur 
Unterlizenzierung befugter Li-
zenznehmer sein. Der Lizenz-/
Unterlizenzvertrag ist formfrei, 
kann auch mündlich oder so-
gar konkludent abgeschlos-
sen werden. Die Eintragung im 
Markenregister ist möglich.
Eingetragene Markenrechte  
sowie Anwartschaften auf Mar- 
kenrechte unterliegen der 
Zwangsvollstreckung. Dem 
Schweizer Recht unterstehen-
de Markenrechte können auch 
mit Arrest belegt werden.	     

Der Markenschutz erlischt, 
wenn nach Ablauf einer 
Schonfrist von fünf Jahren 
kein ernsthafter, kennzei-
chenmässiger Gebrauch 
der Marke im Schweizer 
Wirtschaftsverkehr nach-
weisbar ist.
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«RECHT-ECK»

Aus dem Bundesgericht

«Facebook-Freundschaft» mit 
einer Verfahrenspartei kein 
Ausstandsgrund für Richter

Die Kinder- und Erwachsenenschutz-
behörde (KESB) hatte als Antwort auf 
das Gesuch eines Vaters die gemein
same elterliche Sorge über das ausser
ehelich geborene Kind verfügt und 
Massnahmen angeordnet. Da der 
Präsident der KESB auf Facebook mit 
dem genannten Vater «befreundet» 
war, ersuchte die Mutter des Kindes 
um Aufhebung der KESB-Entscheide. 
Diese «Facebook-Freundschaft» wür-
de einen Ausstandsgrund für den Prä-
sidenten der KESB als Gerichtsbehör-
de darstellen.

Gestützt auf die Bundesverfassung 
und die Europäische Menschenrechts-
konvention ergibt sich der Anspruch 
eines jeden, dass ein unparteiischer 
und unbefangener Richter den Fall 
beurteilt. Damit die Ausstandspflicht 
eines Richters gegeben ist, muss nach 

objektiver Betrachtung der Anschein 
der Befangenheit oder die Gefahr der 
Voreingenommenheit des Richters be-
stehen. Dies wäre in diesem Fall gege-
ben, wenn eine «traditionelle Freund-
schaft» angenommen werden könnte.

Um von einer «traditionellen Freund-
schaft» sprechen zu können, ist eine 
gewisse Nähe zwischen den Personen 
erforderlich, namentlich eine gewisse 
Sympathie und Zuneigung. Bei blosser 
Bekanntschaft über ein soziales Netz-
werk, ohne Hinweise wie regelmässi-
gen Kontakt über diese Plattform, fehlt 
eine solche Nähe. Ein Freundschafts-
verhältnis zu einem Richter oder An-
walt kann keinen Ausstandsgrund 
bilden, wenn im Hinblick auf die In-
tensität und Qualität der Freundschaft 
die entsprechende Partei nicht in ihrer 
Meinungsbildung und Urteilsfällung 
beeinflusst wird.

Gemäss durchgeführter Studien erhöht 
sich die Wahrscheinlichkeit von reinen 
Facebook-Freundschaftsvertragspart-
nern, mit denen kein regelmässiger 
Kontakt gepflegt wird oder die man 
nicht persönlich kennt beziehungs-
weise nicht einmal im Bewusstsein 
als «Facebook-Freunde» akzeptiert 
hat, sobald ein Nutzer mehr als 150 
«Freunde» zählt. 

Neben dem Bestehen der «Facebook-
Freundschaft» müssen also zusätzli-
che Hinweise auf eine gewisse Nähe 
schliessen lassen. Solche zusätzlichen 
Hinweise fehlten in diesem Fall. Das 
alleinige Bestehen einer «Facebook-
Freundschaft» bildet somit keinen hin-
reichenden Ausstandsgrund.

Nachdem die Beschwerde der Mutter 
vom Walliser Kantonsgericht abgewie-
sen wurde, zog diese den Fall weiter 
ans Bundesgericht. Das Bundesge-
richt wies die Beschwerde ebenfalls 
ab.
 

Urteil vom 14. Mai 2018 (5A_701/2017)
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